Beilage zu Nr. 161 des Bremer Handelsblattes. 


il Die Bankfrage. ) 


\ Aus Frankfurt a. M. Ueber die Banken iſt in neuerer Zeit mehr⸗ 
0 facher Streit, auch in dieſen Blättern, geführt worden. Wir find zwar 

nicht geneigt, an dieſem Streit einen unmittelbaren Antheil zu nehmen, es 
dürfte aber doch räthlich fein, das Weſen der Banken einmal ſo klar zu 
n ſtellen, daß jeder Unbefangene ein eignes wohlbegründetes Urtheil über die 


he Bankfragen ſich zu bilden vermag. Zu dieſem Zweck werden wir zunächſt 


9 die Eigenſchaften des Geldes und den Begriff des Credits feſtſtellen, 
K und ſodann das Weſen der Banken und der Zettelbanken insbeſon⸗ 
en dere entwickeln, um darauf geſtützt die Eigenthümlichkeit und die Bedeutung 
der Banknoten darzulegen. 

di Unter Geld verſteht man bekanntlich ſolche Gegenſtände von allgemein 
anerkanntem Werthe, welche regelmäßig als Tauſchmittel gebraucht, und gegen 
welche alle übrigen im Verkehr vorkommenden Dinge und perſönlichen Leiſtun⸗ 
a gen eingetauſcht werden können. Die edelen Metalle — Gold und Silber 
l 


ſind allein als eigentliches Geld in Gebrauch. Der Grund davon iſt kein 
willkürlicher oder zufälliger, ſondern er iſt in den Eigenſchaften der edelen 


g Metalle ſelbſt begründet. Er entſpringt zunächſt aus dem hohen Werth des 


A Goldes und des Silbers in einer zweifachen Beziehung, nämlich vermöge 
N deren vorzüglicher Eigenſchaft zu Schmuckſachen, und vermöge deren Taug⸗ 
1, wel, bei allen Tauſchgeſchäften als allgemeines Aequivalent zu dienen. 
die beſonderen Eigenſchaften, welche die edelen Metalle zum Gebrauche als 
al Schmuck und als allgemeines Tauſchmittel vorzugsweiſe tauglich und ge. 
cl ſchickt machen, find deren Seltenheit, Glanz, Unzerſtörbarklit, Leichtigkeit ſich 
on formen zu laſſen, neben einer gewiſſen Dauerhaftigkeit, Schmelzbarkeit, Theil⸗ 
en barkeit und endlich der gleichen Beſchaffenheit und des gleichen Werthes aller 
di Stücke des reinen Metalls von einer beſtimmten Größe und einem beſtimm⸗ 
8, ten Gewicht unter einander. Dazu kommt noch, daß Gold und Silber 
en wegen ihres im Vergleich zu den meiſten übrigen werthvollen Gegenſtänden 
el leinen Umfangs und Gewichts leicht transportirt werden können, und daß 
pr der Werth biefer Metalle erfahrungsmäßig nicht ſo vielen Schwankungen 
u ausgeſetzt iſt, als der Werth aller übrigen Gegenſtände. Die ausſchließliche 
h Verwendung des Goldes und des Silbers als Geld kann alſo durchaus nicht 
3 dem Zufall oder der Willkür beigemeſſen werden, ſondern iſt in der Natur 
0 der Dinge ſelbſt wohl begründet, und entſpricht einem abſoluten Bedürfniß. 
i Bei dem Gebrauche der edelen Metalle als Geld verdient ein Umſtand be» 
er fondere Beachtung. Es wird nämlich bei jedem Tauſchgeſchäft eine be 
r ſtimmte Menge edelen Metalls hingegeben, welche mit den dafür eingetauſch⸗ 
id ten ıc, Gegenſtänden ꝛc. einen gleichen Werth befigen muß. Die vertauſchte 
— Metcallmenge bildet alſo den wirklichen Gegenwerth, das vollſtändige Aeq ui⸗ 
valent für die eingetauſchten Gegenſtände, und dieſes Aequivalent unter⸗ 
ſcheidet ſich daher weſentlich von allen Werthzeichen des Geldes, den 
Creditpapieren ꝛc., und darf mit denſelben in keiner Weiſe verwechſelt werden. 
Nachdem ſolchergeſtalt das Weſen des Geldes feſtgeſtellt iſt, müſſen wir 

du einer Erörterung des Credits übergehen. Unter Credit wird das 
Bertrauen verſtanden, welches eine Perſon — den Creditnehmenden — in 
ge den Stand ſetzt, Werthe oder Leiſtungen von einer anderen Perſon — dem 
Creditgebenden — zu erlangen, ohne den entſprechenden Gegenwerth als 
bald dafür hinzugeben. Der Credit beſteht alfo, von der anderen Stite 
betrachtet, darin, daß der Creditgebende Werthe oder Leiſtungen dem Credit 
nehmenden überläßt, ohne Anſpruch auf ſofortige Gegenleiſtung. Der 
Creditgebende begnügt ſich lediglich mit der Wahrſcheinlichkeit einer künf⸗ 
tigen Gegenleiſtung. Die Grundlage des Credits beruht demnach auf der 
Ueberzeugung des Ereditgebenden, daß der Creditnehmende feine hinausge⸗ 
ſchobene Verbindlichkeit hiernächſt erfüllen werde, und dieſe Ueberzeugung 
des Creditgebenden ſtützt ſich wieder auf deſſen Anſicht über den guten 
Willen und die genügende Fähigkeit des Creditnehmenden, ſeiner Schuldig⸗ 
keit in Zukunft Genüge zu leiſten. Die Wirkung des Credits beſteht alſo 
zunächſt darin, daß der Creditnehmende in den Stand geſetzt wird, Werthe 
und Leiſtungen zu erlangen, ohne gleichzeitig den Gegenwerth dafür zu ent⸗ 
richten. Dieſe Wirkung des Credits iſt unſtreitig ſehr vortheilhaft und in 
ihren günſtigen Folgen nicht hoch genug anzuſchlagen. Denn es wird da⸗ 
urch veranlaßt, daß Werthe und Leiſtungen dahin gelangen, wo deren Be— 
ürfniß am größten iſt und dieſelben am nützlichſten verwendet werden. Eine 
weitere Folge davon iſt auch, daß Gold und Silber als das regelmäßige 


— 


„ ) Der Redaction find von verſchiedenen Seiten intereffante Mittheilungen 
über einzelne, mit dem Bankweſen in Verbindung ſtehende Fragen zugegangen, 
welche ſie — wie früher die Ausführungen ihres geehrten Mitarbeiters Hrn. 
Otto Hübner — nach und nach ihren Leſern vorzulegen gedenkt. Es liegt in 
der Natur der Sache, daß Aufſätze verfchiedener Verfaſſer nicht in allen Punkten 
übereinftimmen können. Die Darſtellung durch Einſchiebung unſerer eigenen An⸗ 
ſicht zu unterbrechen, hielten wir nicht für geeignet. Indem wir uns vielmehr 
vorbehalten, den Gegenſtand fpäter einmal ſelbſtändig zu erörtern, geben wir für 


letzt dem geneigten Leſer anheim, ſich fein eigenes Urtheil aus den für und wider 
angeführten Gründen zu bilden. SR i 6 


Aequivalent für alle werthvollen Dinge und Leiſtungen nicht ſo häufig ver⸗ 
wendet zu werden brauchen, als ſonſt nöthig wäre. Dieſer bedeutende Nutzen 
des Credits darf aber nicht verführen, eine übertriebene günſtige Meinung 
von ſeinen Wirkungen zu hegen. Nicht ſelten hört man noch die Anſicht 
ausſprechen, als ob durch den Credit die Maſſe der vorhandenen Güter oder 
die Maſſe des vorhandenen Geldes wirklich vermehrt werde. Dieſe Anſicht 
entbehrt aller und jeder Begründung. Der Credit iſt durchaus nicht im 
Stande, weder die vorhandene Maſſe des Geldes, noch die vorhandene Maſſe 
der Güter unmittelbar zu vergrößern, ſondern der Credit kann nur dazu beie 
tragen, und zwar allerdings in einer erheblichen und vortheilhaften Weiſe, 
die Erlangung von Gütern und von Geld, welche bereits vorhanden ſind, 
zu erleichtern. Dieſe Wirkung kann zwar allerdings mittelbar auch eine ver⸗ 
mehrte Erzeugung von Gütern und eine vermehrte Verwendung des Geldes 
zur Folge haben; aber nichtsdeſtoweniger muß doch feſtgehalten werden, daß 
die unmittelbare und nächſte Wirkung des Credits einzig und allein darin 
beſteht, daß Güter, Leiſtungen, Capitalien ꝛc. erlangt werden können, ohne 
den entſprechenden Gegenwerth alsbald zu entrichten. Berrachten wir nun 
den Credit, wie derſelbe in der Praxis ſich zeigt, fo finden wir neben dem 
einfachen Borgen folgende Ereditanſtalten und Creditmanipulationen in 
Uebung: 

1. das Abrechnen, 

2. Anweiſungen, 

3. die Girobanken, 

4. Wechſel, 

5. Papiergeld und 

6. die Zettelbanken. 

Unſere Aufgabe iſt zunächſt auf die Banken gerichtet, und es erſcheint 

deshalb nicht erforderlich, auf die übrigen Creditanſtalten einzugehen, ſoweit 
dieſelben mit dieſer Aufgabe nicht in einem unmittelbaren Zuſammenhang 


ſtehen. 

0 Um das Weſen und den Begriff der Banken feſtzuſtellen, dürfte es 
räthlich ſein, einige hiſtoriſche Notizen vorauszuſchicken. Schon bei den 
Römern wurden die Tiſche und Buden, in welchen die Geldwechſeler ihre 
Geſchäfte abmachten, „mensae nummulariae“ und „tahernge argen 
tariae“ genannt. Später bezeichnete man damit auch die Wechfel- und 
Geldgeſchäfte ſelbſt, welche in dieſen Wechſelbuden betrieben wurden. Der 
Inhaber eines ſolchen Wechſelgeſchäfts hieß „mensarias.“ Eine ähnliche 
Umwandlung iſt mit dem Begriffe des Wortes „Bank“ vorgegangen. 
Daſſelbe bezeichnet urſprünglich nur die bekannte Vorrichtung zum Sitzen, 
auch einen bankähnlichen Tiſch, wurde dann für die äußere Gewerbseinrich⸗ 
tung der Händler auf öffentlichen Plätzen gebraucht, insbeſondere für die 
jenige 10 Geldwechsler, und endlich für den Gewerbsbetrieb des Geldwech⸗ 
ſels ſelbſt.“) 

Wir haben alſo jetzt mit dem Wort „Bank“ den Begriff einer Anftalt 
zu verbinden, bei welcher überhaupt Geld» und Wechſelgeſchäfte vorgenom⸗ 
men werden. Dieſer Begriff iſt aber fo allgemein, daß dem Wort Bank ⸗ 
eine weitere ſpecielle Bezeichnung beigefügt werden muß, wenn angegeben 
werden ſoll, welche beſtimnite Sattung von Geldgeſchäften eine ſolche Anſtalt 
vorzugsweiſe betreibt. Wir haben daher „Leihbanken, Wechſelbanken, Giro⸗ 
banken, Zettelbanken, Discontobanken, Aſſecuranzbanken, Depoſitenbanken ꝛc. 
Zuweilen ſoll zwar unter der allgemeinen Benennung „Bank“ eine „Zettel 
bank verftanden werden; dieſer Sprachgebrauch hat ſich jedoch noch nicht 
ſo feſtgeſtellt, daß eine genauere Bezeichnung der beſonderen Art von Bank, 
um welche es ſich gerade handelt, überflliſſig wäre. Der Mangel eines 
präcifen Ausdrucks und die daraus enſpringende Vermiſchung der unter ſich 
ganz verſchiedenen Arten von Banken hat nicht wenig dazu beigetragen, die 
Begriffe über das Bankweſen zu verwirren und unnützen Wortſtreit hervor. 
zurufen. Die Girobanken und die Zettelbanken z. B. fallen allerdings unter 


) Anmerkung Vergleiche Erſch und Gruber, Allgemeine Encyclopädie, 
Wilhelm Müller, Mittelhochdeutſches Wörterbuch, W. und J. Grimm, Deutſches 
Wörterbuch, Artikel Bank, banc, ein langer Sitz für mehrere Perſonen, auch 
ein langer, ſchmaler Tiſch, daher Küchenbank, Schlachtbank, Waſchbank, Bücher⸗ 
bank, Hobelbank, Drehbank, Hechſelbank. Kaufleute und Handwerker ſchlagen 
in Straßen und auf Plätzen ihre Bänke auf, das ſind Tiſche und Buden mit 
den ausgebreiteten Waaren; Fleiſchbank, Brodbank, die auf dem Markt⸗ 
platz aufgeſtellten Tiſche zum Verkauf des Fleiſches und des Brodes; Wechſel⸗ 
bank, der aufgeſtellte Tiſch des Wechſelers, dann der Geſchäftsbetrieb des 
Wechſelers ſelbſt, und endlich eine Anſtalt, bei welcher Geld⸗ und Wechſelge⸗ 
ſchäfte vorgenommen werden, In dieſer Bedeutung kommt das Wort „Bank“ 
ſchon in früher Zeit vor Als im Jahr 1498 Kaiſer Maximilian I. der Stadt 
Nürnberg geſtattete, die Juden zu vertreiben und zugleich eine Leihanſtalt zur 
Unterſtützung dürftiger Handwerker zu errichten, wurde dieſelbe in der betref⸗ 
fenden Urkunde ſchon eine „Wechſelbank, genannt. — Das ttal. il banco hat 
diefelbe Bedeutung, wie das deutſche Wort „Bank — daher banchlero, der 
Inhaber des Wechſeltiſches, der Bankier, banco rotto — franz. : banque route 
— Bankerott, — wörtlich die zer⸗rochene Bank, weil die Wechſelbude eines 
zahlungsunfühigen Wechſelers von der Obrigkeit zertrümmert zu werden pflegte. 
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den gemeinſamen Begriff einer Bank, aber fie haben unter ſich auch fonft gar 
nichts Gemeinſames. Hier haben wir uns nun zunächſt mit den Zettel⸗ 
banken zu beſchäftigen; denn dieſe ſind es, deren Einrichtung und Mani⸗ 
pulation eine ganz eigenthümliche iſt, über welche die Anſichten auseinander 
ehen. 
1 Alle übrigen Gattungen von Banken ſind einfache, faſt ſchon durch 
den Wortausdruck hinreichend bezeichnete, Geldinſtitute, als: Leihbanken, 
Discontobanken, Depoſitenbanken ꝛc., deren Functionen in der Regel auch 
mit den Zettelbanken verbunden zu ſein pflegen. Nur die Girobanken 
machen hier eine Ausnahme, auf welche wir ſpäter zurückkommen werden. 
Das Weſen und der Begriff einer „Zettelbank“ beſteht nun darin, 
daß dieſelbe eine ſolche Anſtalt iſt, bei welcher nicht allein Geld- und 
Wechſelgeſchäfte überhaupt betrieben, ſondern insbeſondere auch Zettel 
— Noten, Banknoten — ausgegeben werden. Die Geld- und Wechſelge⸗ 
fchäfte einer Zettelbank — die ſogenannten Bankiergeſchäfte derfelben — bes 
dürfen zunächſt keiner ausführlichen Erörterung. Es find dieſelben, wie 
ſolche bei jedem Bankier, in jedem Bankhaus, vorkommen: Beſorgung von 
Geldgeſchäften für Kaufleute, Fabrikanten ꝛc., Annahme von Depoſiten, 
Discontiren von Wechſeln, Darlehn und Vorſchüſſe auf Unterpfänder ıc,, 
Handel mit edelen Metallen und gemünztem Gelde, Beſorgung von Finanz⸗ 
operationen für den Staat ꝛc. Gänzlich verſchieden von dieſen Bankierge⸗ 
ſchäften der Zettelbank iſt der andere Theil ihrer Funktionen, nämlich die 
Emiſſion von Zetteln, — Noten, Banknoten. — Sie beſteht, wie 
ſchon der Name zeigt, darin, daß die Bank Zettel ausgibt, welche auf be⸗ 
ſtinmte Geldſummen lauten, mit dem Verſprechen, dieſe Zettel hiernächſt 
wieder einzulöſen. Es fragt ſich nun: Welches iſt die Natur dieſer Zettel, 
und welches ſind die Wirkungen derſelben? Jur Beantwortung dieſer Frage 
iſt zunächſt die Bedeutung einer Anweiſung feſtzuſtellen. Ein Lehrbuch des 
Handelsrechts würde uns ſagen: Eine Anweiſung — Aſſignation — iſt 
der ſchriftliche Auftrag einer Perſon — des Aſſignanten — an eine andere 
Perſon — den Aſſignaten — eine gewiſſe Geldſumme an eine dritte Perſon — 
den Aſſignatac — auszuzahlen. Banknoten ſind nun nichts anderes als eine 
beflimmte Art von Anweiſungen, nämlich ſolche, welche die Bank auf ſich 
ſelbſt ausſtelt, bei welcher alſo der Aſſignant und der Aſſignat in einer 
Perſon, in der Bank, zuſammenfallen. Die dritte Perſon, welche die an- 
gewieſene Geldfunme empfangen fol — der Aſſignatar — iſt nicht ſpeciell 
benannt, ſendern die Note lautet auf den „In haber “. Aus dieſen Ver⸗ 
hältniſſen bei den Banknoten ergeben ſich nun beſtimmte Folgerungen. 
Erſtlich: Die Banknote, als eine Anweisung der Bank auf ſich ſelbſt, 
muß von der Bank in ihrer Eigenſchaft als Aſſignat vollzogen werden; 
oder mit anderen Worten: der Bank liegt die Verpflichtung auf, denjenigen 
Betrag, auf welchen die Note geſtellt iſt, jederzeit in wirklichem Geld — in 
Metallgeld — auszuzahlen. 
Zweitens: Der Inhaber einer Note als Aſſignatar iſt berechtigt, die⸗ 
jenige Summe, auf welche die Note lautet, bei der Bank zu empfangen. 
Drittens: Der Inhaber einer Note als ſolcher iſt aber auch befugt, 
die Note in andere Hände zu übertragen. Der Umſtand, daß die Note auf 
den Inhaber lautet und alſo ohne beſondere Formalitäten aus einer Hand 
in die andere übergehen kann, macht dieſelbe jedenfalls ſehr tauglich die 
Stelle des Geldes zu vertreten und als Geldſurrogat zu dienen, ändert aber 
in keiner Weiſe die Eigenſchaft der Note als Creditmittel überhaupt und als 
Anweiſung insbeſondere. Denn ſobald die Bank eine Note emittirt, oder 
die Note von einer Hand in eine andere übergeht, ſo wird damit niemals 
ein wirklicher Werth gegeben, ſondern der Empfänger der Note bes 
gnügt ſich mit der Wahrſchefnlichkeit, den effectiven Werth hiernächſt zu 
empfongen, ſobald nämlich die Note zur Einlöſung gelangt. Daraus folgt, 
daß eine Banknote niemals wirkliches Geld, wie deſſen Begriff feſtſteht, dar⸗ 
ſtellen kann, ſo ſehr ſie auch geeignet ſein mag, die Stelle des Geldes zu 
vertreten. Sie iſt aber nur Credümittel, niemals Geld, und die Anſicht, 
welche eine Note als wirkliches Geld betrachten will, ein ſchwerer, höchſt ge⸗ 
fährlicher Irrthum. Aus der Eigenſchaft der Banknote als einer Art An⸗ 
weiſung ergibt ſich auch die Anwendbarkeit des allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſatzes auf dieſelbe: „Anweiſung iſt keine Zahlung“; das heißt: Niemand iſt 
verpflichtet eine Anweiſung — eine Note — als Zahlung anzunehmen. Denn die 
Note an ſich enthält ebenſowenig den effectiven Gegenwerth, als das Blatt Pa- 
pier, auf welches die Anweifung geſchrieben wurde. Niemand iſt aber 
fhuldig ein Zahlungsverſprechen anzunehmen — Credit zu geben — wenn 
er Anſpruch auf Empfang des Gegenwerthes — des Metallgeldes — hat. 
Wir haben bereits geſehen, wie die Verbindlichkeit der Bank zur Ein⸗ 
löſung ihrer Noten aus der Natur der Sache ſelbſt entſpringt. Es liegt 
auf der Hand, daß, ſobald die Befege eines Staates die Bank von der 
Verbindlichkeit der Noteneinlöfung freilaſſen und die Annahme der Noten 
an Zahlungsſtatt in cine Zwangspflicht verwandeln, das Weſen der Bank. 
noten ſofolt eine völlige Umwandlung erleidet. Die Banknote erhält da⸗ 
durch die Eigenſchaft eines gezwungenen Zahlungsmittels, ähnlich wie Staats⸗ 
papiergeld mit Zwangscours. Ihre Eigenſchaft als Ereditmittel zu dienen 
iſt fuependirt ; fie nimmt aber damit doch nicht die Eigenſchaft eines wirk⸗ 
lichen Geldes an. Ein ſolcher Zuſtand iſt ein krankhafter und unnatür⸗ 
licher, der uns hier nicht weiter beſchaftigen kann, weshalb wir zu unſerer 
Aufgabe zurückkehren. 


Die Verbindlichkeit der Bank zur Noteneinlöſung iſt nicht allein int p 
rechtliche Verpflichtung derſelben, weil ſich die Bank felbft zu derſelben an h 
heiſchig gemacht hat; ſondern es iſt auch von der Erfüllung jener Verbind⸗ € 
lichkeit der ungeſtörte Umlauf der Noten, ja überhaupt die Exiſtenz der 
Bank, abhängig, weil die Verweigerung der Noteneinlöſung eine indirect 5 
Inſolvenzerklärung der Bank zur Folge hat. Hierdurch erhält die Frage 
eine beſondere Wichtigkeit: Welches ſind die Erforderniſſe, damit eine Jettel⸗ h 
bank in den Stand gefegt fei, ihre Noten gegen Metallgeld jederzeit einzu⸗ N 
löſen? Zwei Momente kommen hier vorzugsweiſe in Betracht, die Größe 
des ausgegebenen Notenbetrags und die Größe des zur Einlöſung direct + 
oder indirect verwendbaren Metallvorrathes. Die Geſammtſumme der Noten, 5 
welche eine Bank ausgeben kann, iſt zunächſt von ihren Vermögens verhält N 
niſſen abhängig, und weiter von dem Vertrauen des Publikums in ihre 
Zahlungsfähigkeit — von ihrem Credit. — In beiden Beziehungen beſteht f 
deßhalb bei vielen Zettelbanken die Vorſchrift, daß ſowohl über den Stand 
des Bankvermögens, als über die Größe des Notenumlaufs von Zeit zu 
Zeit authentiſche Veröffentlichungen ſtattfinden müſſen. 

Es kommt aber nicht allein darauf an, wie viel Noten die Bank aus 
geben kann, ſondern vielmehr darauf, wieviel Noten die Bank ausgeben 
darf, ohne die eigene Exiſtenz und die Intereſſen des Publikums zu ge⸗ 
fährden. In letzterer Beziehung iſt es an ſich klar, daß eine ſolche Ge⸗ 
fährdung abſolut eintritt, ſobald die Bank mehr Noten ausgibt als ſie 
wirkliches Vermögen beſitzt. Eine relative Gefährdung kann aber auch dann 
ſtattfinden, wenn mehr Noten in Circulation gefegt werden, als das öffent⸗ 
liche Bedürfniß erheiſcht. Strömen die Noten zur Einwechſelung an die 
Bank zurück, fo iſt dieſes das ſicherſte Zeichen, daß die Notenausgabe re⸗ 
lativ zu groß war und eingeſchränkt werden muß. Was nun den Vorrath 
an Metallgeld anlangt, welchen eine Zettelbank zur Einlöſung ihrer Noten 
bereit halten muß, ſo zeigt die Erfahrung, daß bei notoriſch günſtigen 
Vermögensverhältniſſen und gutem Credit der Bank jener Betra 
ohne Gefährdung des Bankinſtituts und der Notenbefiser ethebüch 
geringer ſein darf, als die Geſammtſumme der ausgegebenen Noten. Als 
Regel pflegt angenommen zu werden, daß unter ſonſt günſtigen Verhält⸗ 
niſſen, die Summe der auszugebenden Noten 3 bis 4 Mal mehr betragen 
darf als die Summe des zur Einlöſung nöthigen Metallgeldes; oder mit 
anderen Worten: Die Geſammtſumme der umlaufenden Noten foll ſich zu 
dem zur Noteneinlöſung beſtimmten Geſammtvorrathe an Metallgeld ver⸗ 
halten wie 3 zu 1 oder höchſtens wie 4 zu 1. Damit aber kann keines⸗ 
wegs behauptet werden, daß jene Proportion unter allen Verhältniſſen und 
zu allen Zeiten gleich fein müffe, und daß diefelbe die Sicherheit der Bank 
und der Noteninhaber abſolut zu garantiren vermöge. Es kommt ja vor⸗ 
liegend nicht darauf an, wie viel Gold oder Silber in den Gewölben der 
Bank liegt, ſondern darauf, daß die Bank ihre Schuldigkeit zur Notenein⸗ 
löſung jederzeit Genüge leiſte. Dieſes iſt aber nicht allein von dem Metall⸗ 
vorrath der Bank, ſondern davon abhängig, ob das geſammte Vermögen 
der Bank deren Schuldenbeſtand, einſchließlich der emittirten Noten, wirklich 
überſteigt. Das angegebene Proportionalverhältniß kann unter Umſtänden 
zur Noteneinlöſung nicht ausreichend ſein; es kann aber auch unter Umſtän⸗ 
den das wirkliche Bedürfniß überſteigen. Ein Urtheil darüber wird der 
Geſchäftsmann nach Lage der Sache in einem ſpeciellen Falle leicht ſich 
bilden können. Iſt die Geſammtſumme der emittirten Noten, im Vergleich 
zu dem effectiven Geſammtvermögen der Bank, nicht unverhaltnißmäßig groß, 
zeigt ſich nur wenig Neigung der Noten zur Bank zurückzukehren und bes 
fist die Bank ſonſtige leicht zu realiſirende Vermögenstheile, als kurzſichtige 
Wechſel ꝛc., ſo wird die zur Noteneinlöſung beſtimmte Metallmenge ohne 
alle Gefahr auf einem erheblich geringeren Betrag gehalten werden können. 
Aber auf der anderen Seite ſchützt auch ein verhältnißmäßig großer Metalle 
vorrath allein und an und für ſich durchaus nicht gegen einen Bankbruch; 
wohl aber der Umfland, daß die Bank ein wirkliches überſchießendes Ver⸗ 
mögen beſitzt, und insbeſondere ſolche Vermögenstheile parat halt, welche 
jederzeit zur Ergänzung des Metallvorrathes leicht verwendet werden können. 
Es wird alſo in Beziehung auf die vorliegende Frage nur zu verlangen ſein, 
daß die Bank ein hinreichend parates Vermögen über den Betrag der aus“ 
gegebenen Noten befigt, damit fie in der Verfaſſung bleibt, die Ansprüche, 
welche durch das Zurückſtrömen der Noten zur Einwechslung erhoben wer⸗ 
den, jederzeit prompt zu erfüllen. Wie ſie dieſes bewerkſtelligt, iſt zunächſt 
ganz gleich. Der Kaufmann, der Bankier, gibt nicht ſelten Wechſel aus, 
welche feinen Kaſſenvorrath erheblich überſteigen. Er bleibt aber dabei doch 
ein ganz ehrlicher, ſolventer, vielleicht reicher Mann, und wird ırfl dann 
zum Bankrotlirer, ſobald er feinen Verbindlichkeiten hiernächſt kein Genüge 
leiſtet. Jedenfalls gewährt ein beſtimmter Metallvorrath — etwa ½ der 
Notencirculation — an ſich durchaus keine Garantie für die unbedingte 
Aufrechthaltung der Verpflichtungen der Bank. Will man aber verlangen, 
daß bei der Bank eben ſo viel Metall vorräthig gehalten werde, als Noten 
umlaufen, fo erklärt man ſich damit überhaupt gegen die Zuläſſigkeit einer 
jeden Zettelbank, und will an deren Stelle etwas ganz anderes ſetzen, näm⸗ 
lich eine Girobank. 

Ein Beiſpiel wird vielleicht dazu beitragen, nicht allein das Bild einer 
Zettelbank überhaupt zu vergegenwärtigen, ſondern auch die dabei in Betracht 
kommenden Fragen näher zu erläutern. Wir nehmen an, eine Zettelbank 
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ne Mabfirt ſich mit einem Capital von 4 Mill.; davon werden 3 Mill. zu dem 
1 Betriebe der Bankiergeſchäfte und 1 Mill. zum Umlauf und zur Einwechs⸗ 
. lung von Zettel verwendet. Unter gewöhnlichen Verhältniſſen wird dieſe 
er Summe erfahrungsmäßig dazu dienen, 3 Mill. Zettel in Circulation zu er⸗ 
te halten. Der Gewinn der Bank entſpringt einestheils aus dem Betriebe der 
Bankiergeſchäfte, und anderntheils aus dem Gewinn der für die ausgegebe⸗ 
„ nen 3 Mill. Zettel empfangenen Werthe. Dieſe repräſentieren, nach Abzug 
u der für den Notenumlauf verwendeten 1 Mill., ein Capital von 2 Mill., 
7 deſſen Zinſengenuß ohne allen Aufwand, bie Verwaltungskoſten ausgenom⸗ 
a men, erlangt wird. In dieſer Notenausgabe liegt hauptſachlich der große 
n. Gewinn einer Zettelbank. Würde die Bank einen eben fo großen Metall- 
b. borrath halten als die Summe ber ausgegebenen Noten beträgt, dann würde 
„ die Notenausgabe nicht nur keinen Gewinn abwerfen, ſondern ſogar noch 
ht Koften verurſachen. Die Zettelbank würde damit zugleich auch ihre Eigen⸗ 
50 ſchaft als ſolche gänzlich verlieren und die Eigenſchaft einer Girobank an⸗ 
u nehmen, welche fich bekanntlich gerade dadurch harakterifirt, daß nur An⸗ 
weiſungen auf das wirklich deponirte edele Metall unter den Betheiligten im 
6. Cirkel — giro — umlaufen oder übergeſchrieben werden. Auf der andern 
n Seite läßt ſich nicht verkennen, daß aus dem Anreiz des aus einer vermehr⸗ 
e- ten Notenausgabe entſpringenden Gewinnes die Gefahr erwächſt, die Bank 
werde mehr Noten ausgeben, als ſie im Stande iſt hiernächſt wieder einzu⸗ 
löſen. Dieſer Gefahr läßt ſich nur dadurch wirkſam vorbeugen, daß eine 
n feſte Beſtimmung getroffen wird, wonach die Notenausgabe im Vergleich zu 
. dem activen Vermögen der Bank ein gewiſſes Verhältniß nicht überſteigen 
i darf, während zugleich der jedesmalige Betrag der Notenausgabe nebſt dem 
Vermögensſtande der Bank durch periodiſche amtliche Veröffentlichungen 
h conſtatirt wird. 
Betrachten wir das Verhältniß des Staats zu den Zettelbanken, fo fin- 
den wir, daß der Staat nicht ſelten einen Einfluß auf dieſelben ausübt, und 
zwar bauptſächlich aus folgenden Gründen: Durch die Ausgabe der No- 
ten entſteht, wie wir bereits geſehen haben, ein bedeutender Gewinn der ohne 
erhebliche Mühe und ohne bedeutenden Aufwand bezogen wird. An dieſem 
. Gewinn wünſcht der Staat nicht ſelten zu participiren. Dazu kommt aber 
n loch weiter die Bequemlichkeit und Leichtigkeit, Vorſchüſſe, Anleihen ꝛc. von 
t der Bank zu erhalten, ein Umſtand, welcher erfahrungsmäßig ſchon ſehr oft 
u die größten Calamitäten herbeigeführt hat. Sodann beabſichtigt der Staat 

durch ſeine Einwirkung auf die Zettelbanken auch polizeiliche Zwecke, indem 

einer Gefährdung der Staatsangehörigen durch übermäßige Verausgabung 

von Noten im Vergleich zu dem öffentlichen Bedürfniß, oder auch im Ver⸗ 
gleich zu den Vermögensverhältniſſen der Bank vorgebeugt werden ſoll. 
j Hiernach haben wir alſo eine Einwirkung des Staats auf die Banken aus 
finanziellen Gründen und zu polizeilichen Zwecken zu unterſcheiden. 
Von finanziellen Gründen iſt es in der Regel abhängig, ob der Staat die 
Bankunternehmung auf eigne Rechnung führen, oder dieſelbe der Privat⸗ 
induſtrie überlaſſen will; und im letzteren Fall ob dieſes ohne läſtige Bedin⸗ 
gungen, oder unter Vorbehalt eines Antheils am Gewinn geſchehen ſoll. 
Die Einwirkung des Staats auf die Banken aus Gründen der Volkswirth⸗ 
ſchaftspolizei anlangend, ſo findet dieſelbe gewöhnlich in der Weiſe ſtatt, daß 
die Errichtung der Bank an eine beſondere Conceſſion, oder an beſtimmte 
geſetzliche Erforderniſſe geknüpft wird, um auf der einen Seite einer Benach⸗ 
theiligung des Publicums vorzubeugen, und auf der andern Seite den Fort 
beſtand der Bank zu ſichern. Zettelbanken als freies Gewerbe dürften wohl 
kaum noch vorkommen, oder zu empfehlen ſein, nachdem in dieſer Beziehung 
in Nordamerika ſo traurige Erfahrungen gemacht worden ſind. Faßt man 
die Gefahren einer mißbräuchlichen Benutzung der Zettelbanken ins Auge, 
dann wird man jedenfalls eine Einwirkung des Staats auf die Geſchäfts⸗ 
führung der Banken mittelſt der Geſetzgebung, wenn dadurch zugleich admiſtrative 
Willkür ausgeſchloſſen wird, nicht für unzuläſſig erachten können. Die Feſtſetzung 
eines Maximalbetrags der Noten im Vergleich zu dem Vermögen der Bank, ſo wie 
die authentiſche Veröffentlichung der jedesmaligen Notenausgabe zum Bankſtatus 
überhaupt, dürfte hierbei der wichtigſte Punkt fein. Dagegen iſt den Vor⸗ 
ſchriften über den jedesmaligen Baarvorrath im Vergleich zur Notenemiſſion 
nur eine geringere Bedeutung beizumeſſen. Was nun die unmittelbare Be⸗ 
theiligung des Staats an dem Bankbetriebe zu finanziellen Zwecken anlangt, 
. ſo wird man ſich aus denjenigen allgemeinen Gründen, welche überhaupt 
den Gewerbebetrieb des Staats als Regel weniger geeignet erſcheinen laſſen, 
gegen eine derartige unmittelbare Betheiligung des Staats ausſprechen müſ⸗ 
ſen. Dagegen wird es nicht für unzuläſſig erachtet werden können, wenn 
ö der Staat an dem aus der Notenemiſſion entſpringenden leichten und mühe⸗ 
loſen Gewinn einen beſtimmten Antheil ſich vorbehält. Auch in England 
| bezieht der Staat von den Zettelbanken der Privaten einen zweifachen Ge⸗ 
winn, eine Abgabe für die Conceſſionsertheilung und einen beſonderen Stem⸗ 
pel für die emittirten Notenbeträge. 

Das Inſtitut der Zettelbanken iſt zweifellos geeignet auf den Verkehr ꝛc. 
ſegens reich einzuwirken; aber dieſer Segen kann durch Mißbräuche, zu denen 
die Verführung ſehr nahe liegt, in einen wahren Fluch verwandelt werden. 
Jede Vermehrung der Einſicht des Publicums über das Weſen der Banken 
wird die Gefahr eines ſolchen Mißbrauchs verringern. Hoffen wir hierzu 
einigen Beitrag geliefert zu haben. 
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Das Budget Portugals. 


Die Finanzverwaltung Portugals zeichnete ſich bisher durch die Beharrlich⸗ 
keit aus, mit welcher ſie ihren Verpflichtungen nicht nachkam und durch die 
Frechheit, mit welcher ſie die Rechte ihrer Gläubiger willkürlich verletzte. Von 
Intereſſe iſt es daher, die Bemühungen zu beobachten, welche zu einer Beſſerung 
dieſer Lage in dem neueſten Budget an den Tag treten. Dieſes Budget für 
1854—1855 umfaßt folgende Ausgaben. 

Junta des öffentlichen Credites. 


1. Innere Schuld: Milreis Reis 
Gratificationen und Gehalte der Angeſtellten .e.. +. -- 20,176 — 
Zinſen en a H 1,394,907 111 
Tilgung und verſchiedene Laſten onde 7,070 036 
2. Aeußere Schuld: 
Ausgaben der Commiſſion der Londoner Agentunn 7,549 090 
Zinſen ess . een ae 1,446,050 635 
Tilgung und verſchiedene Laſten rnennn« e N. 105,163 636 
et eg oe ursegaic 2,980,916 508 
Finanzminiſterium. 
1. Allgemeine Laſten: 
Dotation der königlichen Familie. 590000 — 
Cortes . ia. „en BEE. ee 72,184 — 
Renten und Tilgung derſelben „ e, ee 9 ꝗ .I 403,843 728 
Verſchiedene Ausgaben auf dem Continent.. 576,656 746 
desgl. auf den Inſeln „ . 50,971 063 
2. Speciallaften des Minifteriums : 
Secretariat rer eennenrnennnn e ee ee eee, 14,524 970 
Oeffentlicher Schatz 4 70,000 650 
Rechnungs ho. ce e en . ale ee 44,160 — 
General⸗Intendanz der Finanzen. rag Late SE 4,400 — 
Zollverwaltung des Continent. ET: ni 328,699 778 
Münze und Stempel. ee e Pr 44,669 — 
Steuererhebung auf dem Continen n 132,816 624 
desgl. in den Nebeninſennn nennen nn 45,861 367 
andere Ausgabeꝛe nnn 48,861 540 
N 2,426,159 546 
Miniſterium des Inneren: 
Secretariaal nannnenanenn anne ne een ner rennt 27,037 950 
Staatsratiei 9h „ 34,740 — 
Givilverwaltun "urn nennen e eee 95,742 800 
Oeffentlicher Unterricht er 404,529 310 
Wiſſenſchaftuche und induſtrielle Anſtalte n 66,751 867 
Sanitätsweſ enn 18,359 600 
Municipalitäte nn 143,500 — 
Wohlthätigkeitsanſtalten nen 124,289 250 
Municipalgardee . „„ 223,359 815 
Verſchiedene Ausgaben 17,205 600 
eee 1,155,652 192 
Miniſterium der Juſtiz und Kirchlichen Angelegenheiten: 
Secretariai „ 19,036 030 
Diöceſen des Königreich. 95,701 600 
Oberſtes Tribunalllllc&00cXw&d4d. 33,458 665 
Appellationsgerichts ho... S 66,449 998 
Richter erſter Inſtan „ 56,010 — 
Staatsanwaltſchaft RE ee 50,800 — 
Gefängniſſe enen. N 30,043 600 
Verſchiedene Ausgaben. 9 a 3,150 — 
Ausgaben der Nebeninſelnnnn „ 88,589 188 
Soth — 443,239 081 
Kriegsminiſterium. 
Sr ao OL oa Re 85,898 690 
Militairiſche Diviſtonernnn „ 17,379 580 
En ur ee ir © 75,300 250 
FCC 1,544,102 941 
Platz gouverneure „ 170,840 990 
Etabliſſemente des militairiſchen Unterricht sss 81,317 402 
ation e eee nu, 194,735 818 
Disponible Officiere ͥ-n—ꝛ- een ent TEE 82,685 040 
Verſchiedene Ausgaben. 452,733 456 
Ausgaben in den Nebeninſelnnn . 149,510 253 


e eee 2,854,504 400 


Miniſterium der Marine und der Colonien. 
Milreis Reis 


Secretariale e r 00 1 Amiess ... 52,417 580 
Militair⸗ und Givilbeamten «.anercuueuensenenneenn een 84 38,587 819 
S n un ulan er e 384,128 110 
FCC A OR r e e e 250,053 332 
nn aranee ER 8,000 — 
Berfchiedene Etabliſſementte Se 70,570 910 
Wiſchiedene Zusgabem . e e e e e e 12,802 870 
. a e 822,554 621 
Miniſterium des Auswärtigen. 
eee, 13,151 750 
Diplomatiſcſes Corps ee. 84,860 — 
Conſnlar Corps RE e 7,3580 — 
Gemiſchte Commiſſione nn 7,900 — 
een ARE SE 36,800 — 
Dot ß hend: Az ee r 150,091 750 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, des Handels und der Gewerbe. 

gemeine Verwaltung. WI RAR ba, 39,780 750 
tendanz der öffentlichen Arbeiten een 15,557 — 
Oeffentliche Akbeitem . De. e ee ee e 829,397 702 
eee eee ee ee en N n Ad 346,662 877 
Unterrichts Etabliſſementee erg 52,441 500 
Stantöwaldungen oer.nnn.... en. 17,480 827 
eee neee eee e eee 188,376 395 
Verſchiedene Ausgaben e ee e 66,724 159 
Ausgaben auf den Nebeninſeln nn 46,751 645 
tat ent enn 1,603,173 855 

ferner Tilgung der Bons der Bank zu Liſſaboen 108,000 — 
Außerordentliche Staatsausgaben ce ee Ge e 119,100 374 
Ausgaben: Hauptſumm e —ꝗ⁊ . ꝗ 12,663,392 327 

Einnahmen: 

1. Directe Steuern: Milreis Reis 

Grund ſteuer S e eee erg fe Nerv ebe W 9 ꝗ ꝗ 1,220,063 420 
2 % von deren Betrag rene ee R 24,401 268 
Zehnte der Renten den agg en art age . 131,744 586 
Zehnte der Induſt ri d e e eee 193,138 835 
4% von der Häuſer rente ETF AN NS, 47,338 456 
Steuer auf Dienſtboten, Pferde und Wagen . 35,844 494 
Steuer auf Fabriken. A. N e A ie 4,162 434 
neee nee, eee 5,435 699 
eee , ehe nden De 143,643 — 
Steuer des Drittels der Gemeinde⸗ Einnahmen 35,883 616 
Steuer für die Univerſität zu Coimbra 4,229 387 
Taxen auf Titel und Gnaden e 43,306 796 
„ „ Inſcriptionen und Diplome 5 29,266 874 
C ͤĩ7!(c ̊• è˙ũgæ 7˙ ! 233,199 689 
Abgabe auf Eigenthums veränderung ee e 29,781 381 
an . ern BER ET), 186,119 153 
eee, 2 See ee: ee Er 77,615 061 
Gkldſtrafen men dee ee, ee eee ee 21,668 924 
Licenzgebühr zum Getränkeverkauu e nennen 7,226 440 
Abgabe zur Erhaltung der Waffen . 230,881 882 
ee eee e eee .. 2,684,651 345 

Indirecte Abgaben: 

Großes Zollhaus zu Liſſabeoennnnnnnn 2,105,686 690 
Municipal 17 le Er ee Ar re 910,498 387 
FERN eee eee ee eee ee 1,419,942 169 
Andere Douanen des Königreiches 160,175 213 
a er ee a a, 59,166 402 
f 1.321000 — 
S/ NSS ne a er 193,603 500 
für die Barre des Douro L 55 8,467 040 
Abgabe von 500 Reis auf jede nach Porto gebrachte Piepe Wein 33,326 190 
Die Hälfte der Handelsſteuer von Porto 8.225 319 
e eee 6,320,029 919 

Steuer zur Liquidation der Bank von Eillabon Senke ee 584,000 — 

National Güter und verſchiedene Einnahmen: 

eee e eee enn 22,124 197 
Ertrag verſchiedener Ländereien ä —*—ů9 . . ꝗ ⁊ «2127,07 393 


Milreis Mei Q 


Intereſſen der Renteneinſchreibung, welche als Garantie für das De 
zu Porto contrahirte Anleihen zum Bau der Minhoſtraßen 

dienen ana Pre eee e re e RT 15,000 — Ft 

desgl. für das Anleihen bei Leroy⸗Chapol & Cie. in Paris... 44,273 454 M 
Voten pere : ef a er N eee 196,338 400 
Staatsbuchdrückere n eee e dee IE RE 40,186 920 

Verſchiedene Einnahmen 70,100 934 f 
Dobel de Abd a e 515,429 098 

Einnahmen zu beſtimmten Zwecken, laut Geſetz vom 18. Auguſt. ) t 

1. für allgemeine Staats ausgabe 204,450 — 1 

Zu fü Eiſenbähnbau g. We ce 8. e et a . 346,669 877 

r 551,112 877 

F ee ee ee 182,948 749 

NFC ĩͤ̃⁵· ůòdůdv lern: Sa Ar 236,170 992 | 

Verschiedene EitnabIn Eiger anderen ea 8 585 025 

N ee eee 419,704 776 
ihnen en enen e 796,990 575 
Außerordentliche Einnahmen 581,531 400 


Hauptſumme der Einnahmen 12,353,448 971 


Unter den Ausgabe⸗Reductionen befinden ſich ſolche, welche den Gehalt der 
Beamten treffen, nämlich 30 % von allen Gehalten über 600 Milreis, 25 0% 
von Gehalten über 300 und 15 ½ % von den Geringeren. Die erſten ſollen je⸗ 
doch nicht auf weniger als 450, die zweiten nicht unter 253 reducirt werden. 

Zum Verſtändniß der Finanzlage Portugals dient der Vergleich des Bud⸗ 
gets verſchiedener Jahre, welcher nachweiſt: 

Einnahmen 
1851,52 10,362,271 Milreis 
1582/53 10,793, 40) „ 
1853/54 11,580,358 „, 11,784,472 „ 
1854/55 12,353,449 „ 12,663,393 „ 

Es ſcheint daher inſofern eine kleine Beſſerung eingetreten zu ſein, als 
das Deficit ſich vermindert hat. Wie bei den meiſten Budgets weichen 
aber die wirklichen Einnahmen und die wirklichen „Ausgaben von dem Vor⸗ 
anſchlag in der Regel ab, jene, indem fie geringer, dieſe, indem ſie höher 
ausfallen. 


Aus gaben 
12,606,215 Milreis 
13,507,484 „ 


Die Ausgaben von 12,663,392 Milreis 
im Jahre 1854—55, ca. 21,000,000 preuß. Thir, oder 6 Thlr. pr. Kopf der 
Bevölkerung, erreichen kaum den Durchſchnitt der in Europa üblichen Staats⸗ 
ausgaben und wenn ihre Deckung demungeachtet dem portugieſiſchen Volke un⸗ 
möglich ift, fo muß dies die Vermuthung berechtigen, daß es in feiner wirthſchaft⸗ 
lichen Entwickelung hinter anderen Völkern bedeutend zurückgeblieben iſt. 

Leider fehlt es nicht an Beſtätigung dieſer Vorausſetzung, wenn man die 
Geſchichte der portugieſiſcheu Handelspolitik betrachtet und jenes Syſtem des 
Monopoles und des Schußzolles entdeckt, deſſen eutnervende zerſtörende Wirkung 
in Portugal eben fo wenig als in Spanien oder anderwärts der Befis der 
reichſten Colonien und der günſtigſten geographiſchen Lage gutmachen konnte. 


Die Gehalte der Beamten. 


Es iſt in dieſen Blättern ſchon mehrmals nachgewieſen worden, wie 
die Steigerung der Preiſe nicht allein von Nahrungsmitteln, ſondern von 
Gegenſtanden jeder Art der Ausdruck einer Entwerthung der Ankaufsmittel 
ſei, hervorgerufen theilweiſe vielleicht durch die Goldentdeckungen und die 
erhöhte Thätigkeit der engliſchen und amerikaniſchen Münzſtätten, mehr aber 
noch durch die Vermehrung des Papiergeldes von Staaten und Banken, 
welche, wie die öſterreichiſchen Zuſtände beweiſen, die Dienſte des baaren 
Geldes, wenn auch nicht ohne ſchmerzliche Folgen, ſo ſehr erſetzen, daß ſie 
daſſelbe verdrängen. 

Es iſt eine an vielen Orten, namentlich an den als beſonders theuer 
bekannten Hauptſtädten gemachte Erfahrung, daß die hohen Preiſe der | 


Dinge keine Schwierigkeit für das allgemeine Wohlbefinden ſind, inſoferne 
die Theuerung auf einer feſten Baſis beruht, und gleichmäßig alle ver⸗ 
äußerlichen Gegenſtände, die Güter ſowohl als die Dienſte betrifft. Wenn 
in einer Stadt der Tagelohn eines Arbeitsmannes dreimal fo hoch, als auf 
dem Lande iſt, ſo iſt er immer noch im Vortheil, wenn auch die Preiſe 
von Wohnung und Nahrungsmitteln das Doppelte derjenigen auf dem Lande 
betragen. Die Wahrnehmung, daß die Allgemeinheit der Theuerung dieſe 
erträglich macht, wiederholt ſich jetzt auch im Großen. Die Theuerung der 
Nahrungsmittel, welche ganz Europa umfaßt, wird von den arbeitenden 


) Dieſer Theil des Budgets iſt fehr unverſtändlich, das Geſetz liegt uns 
leider nicht vor. 


i! Elaſſen mit überraſchender 
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Ruhe getragen, weil auch die Preiſe ihrer Er⸗ 


Feugniſſe und ihrer Arbeitskraft eine weſentliche Erhöhung erfahren haben. 


— 


Nur eine Claſſe ſcheint von dieſer wohlthätigen Ausgleichung der Theue⸗ 
rung ausgenommen, die nämlich mit feſten Gehalten. In manchen kauf⸗ 
männiſchen Comptoiren iſt allerdings eine Erhöhung dieſer Gehalte erfolgt, 
in vielen aber auch nicht, und durchgängig haben die Regierungen keine 
Notiz davon genommen, daß der Gehalt ihrer Beamten im Vergleiche mit 
en Jahren kaum noch drei Viertheile des damaligen Betrages 

eth ist. 

Bader hart tritt dieſer Umſtand in Preußen hervor. Dort hatten 
viele Beamte bis zum Jahre 1848 außer ihrem Gehalte deſondere Gratift⸗ 


tationen, welche etwa 10 % ihres Gehaltes betragen mußten, die aber aus 


dem anſcheinend richtigen Beweggrunde abgeſchafft wurden, daß ſie nur von 
dem guten Willen der Vorgeſetzten abhängig, 


die Beamten gänzlich abhängig 
von dieſen, und daher zu Wohldienern machten. Ferner empfingen die preu⸗ 
ßiſchen Beamten einen Theil ihres Gehalles in Gold ausbezahlt, und war 
das dadurch gewonnene Agio ein Poſten im Budget der Beamten, der aber 
ſeit 1848 aus Gründen der Staatsſparſamkeit geſtrichen wurde. Während 
einerſeits die Einnahmen der Beamten auf dieſe Weiſe vermindert wurden, 
find ihre Ausgaben in Folge öffentlicher Einrichtungen, d. h. dadurch ge⸗ 
fliegen, daß die Abgaben, welche fie zu bezahlen haben, vermehrt worden 
ind. Ein Beamter mit 1000 % feften Gehalt in Berlin ſieht fein Ein⸗ 
nahmebudget ungefähr wie folgt verändert. 
Vor 1848 Gehal e . 1000 PB 
Nenumeratiah n... LT 
1, des Gehaltes in Gold = 125 Pa10% 12er 


1112 , 
von welchen er die vor 1848 beſtandenen Steuern und die Exiſtenz ſeiner 
Familie zu beſtreiten hatte. 

Gegenwärtig hat derſelbe Beamte 1000 4% Gehalt, wovon die ſeit 
1848 auferlegten Steuern mit etwa 3% oder 30 » jährlich abzuziehen 
find, fo daß 970 ag zur Beſtreitung der vor 1848 vorhandenen Steuern 
und der Exiſtenz ſeiner Familie bleiben. Der Unterſchied zwiſchen 1112¼ AP 
und 970 % d. i. 142½ a, iſt die Verminderung der Einnahme durch 
veränderte ſtaatliche Einrichtungen. Wird nun in Betracht gezogen, daß 
dieſelbe Menge Nahrungsmittel und andere Bedürfniſſe, welche vor 1848 
mit 1112 aß beſtritten werden konnte, heute wenigſtens 25 % mehr er⸗ 
fordert, ſo ſtellt ſich heraus, daß eine gewohnte Ausgabe von beinahe 
1400 K heutigen Geldwerthes nur mit 970 4% befriedigt werden ſoll. 

Dies iſt mathematiſch unmöglich, und der Beamte, welcher nicht eige⸗ 
nes Vermögen hat, und nicht durch unredliche Handlungen ſeine Einnahme 
vermehren will, iſt daher gezwungen, gewohnte Lebensbedürfniſſe ſowohl per⸗ 
ſönliche als die ſeiner Familie um ein volles Drittel zu reduziren, d. h. zu 
Entbehrungen zu ſchreiken, welche um fo empfindlicher find, weil fie unge- 
wohnte ſind. 

Wir finden die Ausgabebudgets aller Regierungen im Verhältniß zu 

ihren Leiſtungen zu hoch, und es kann uns nicht einfallen, die Erhöhung 

der Summe für Gehalte anzuempfehlen, wir können es aber auch nur als 

ein beklagenswerthes und ungerechtes Syſtem betrachten, wenn der Beamte 

unzulänglich bezahlt und der Alternative preisgegeben wird, auf unredliche 
eiſe zu erwerben oder Nothwendiges zu entbehren. 

Wir glauben auch, daß das Uebel ſich mit der Zeit ſelbſt corrig iren 
wird, dadurch, daß die Sucht nach Staatsſtellen durch die ſchlechte Beſol⸗ 
dung derſelben vermindert und die Regierung die Folge des ſeltenen Ange— 
bots empfinden wird. Es iſt aber nicht zu überſehen, daß bis zu jener 
natürlichen Correctur eine Reihe von Unglücksfällen durch die ſchlechte Be⸗ 
ſoldung herbeigeführt, daß namentlich der Beamtenſtand demoraliſirt und 
immermehr von Individuen rekrutirt werden wird, deren Befähigung es 
Mae eben unmöglich macht, anderwärts mehr zu erwerben als im Staats- 
ienſte. 

Weiſer als dieſe Erfahrungen abzuwarten würde es dah er fein, die 
Gehalte der einzelnen Beamten zu erhöhen, eine Maßregel, die durchaus 
nicht die Vermehrung der Geſammtſumme der vom Staate bezahlten Ge⸗ 
halte erfordert, denn die Zahl der Beamten kann vermindert werden ohne 
alle Beeinträchtigung des öffentlichen Dienſtes, der durch eine kleine Anzahl 
gutbezahlter Beamten beſſer verſorgt wird als durch eine große Anzahl 
ſchlecht bezahlter Beamten., 


La hte ante. 
Börſen⸗Almanach für das Jahr 185 5. Ein Geſchäftstaſchenbuch für 
die Handelswelt. Von Otto Michaelis. Berlin, A. Hoffmann & Comp. 

Preis 1 Thlr. 

Es iſt ſchon eine geraume Zeit, daß die Taſchenbücher bedürftige Welt 
ſich nicht mehr mit den althergebrachten Termin⸗ und Schreibkalend ern be⸗ 
gnügen kann. Die verſchiedenen Berufsthätigkeiten haben es nöthig gemacht, 
ihnen entſprechende und für ihren Zweck erforderliche Almanache entſtehen zu 
laſſen. So haben ſich aus der großen Familie der allgemeinen Schreib⸗ 
kalender einzelne Glieder zu beſonderem Gebrauch abgezweigt. Juriſten, 
Landwirthe, Aerzte, Lehrer ſehen alljährlich wohleingerichtete und gut aus⸗ 


geſtattete Taſchenbücher entſtehen, die außer dem nöthigen aſtronomiſchen u. ſ. w. 
Hausbedarf wichtige Specialien enthalten. 

Der vorliegende Almanach hat ſich die Aufgabe geſtellt, 
zu bieten, was die eben genannten Stände bereits befigen. Er genügt da⸗ 
mit längſt vorhandenen Nachfragen. Bei geringem Umfange und großer 
Dekonomie des Raumes bietet das Buch eine Menge nützlicher Mittheilun⸗ 
gen, die, weil ſie augenblicklich zur Hand ſind, dem Geſchäftsmann werth⸗ 
voll fein müſſen. Ellen⸗, Fuß⸗, Gewichts- und Hohlmaßtabellen, Tafeln 
über die Spiritus⸗ und Getreidenotirungen, eine Angabe ſämmtlicher in 
Preußen conceſſtonirter Verſicherungsgeſellſchaften, die Banken, Eiſenbahnen ıc. 
umfchlicht das Buch. Auch ausgedehnte Mittheilungen finden ſich. Dahin 
gehören die Sammlung der Entſcheidungen des Obertribunals über Fragen 
des Wechſelrechts, die Zoll⸗ und Steuergeſetzgebung und die Darſtellung der 
Speculationsgeſchäfte in Fonds und Actien. Die Behandlung zeugt überall 
von einer gewandten und ſicheren Hand; das Praktiſche und Nothwendige 
iſt mit Geſchick herausgehoben worden. Beſonders berückſichtigt iſt alles mit 
dem reinen Geldgeſchäft in Verbindung Stehende. Alle börſenmäßigen 
Papiere haben einen Platz im Buche gefunden. Nicht minder ſind die 
deutſchen Eiſenbahnen beachtet, über die viele ſpecielle Angaben und die 
Dividendenaufzählung ſeit 1847 gegeben ſind. Nichts dem Kaufmann 
Intereſſirendes iſt vergeſſen, ſogar die Namen und Wohnorte ber preußiſchen 
Conſuln find mitgetheilt. Das Buch bietet mithin einen ſehr reichen Inhalt. 

Sollen wir einen, uns ſcheinenden, Mangel hervorheben, ſo iſt es der, 
welcher aus der Unbequemlichkeit im Gebrauch der Eiſenbahntabellen erwächſt. 
Zuſammenzulegende Tafeln ſind der Abnutzung ſehr ausgeſetzt und verlieren, 
wenn ſie, wie hier, aus Ziffern beſtehen, bald ihren Werth. Ferner würde 
es uns zweckentſprechend dünken, wenn die Zwiſchenräume zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Tagen auf den Notizblättern größer wären. Selbſt wenn nur kauf⸗ 
männiſche Aufzeichnungen gemacht würden, dürfte der Naum nicht immer 
ausreichend fein. Abrechnungstage wie der 15. und Litzte jeden Monats 
erfordern viele Notizen. Dieſe Mängel ſind indeß zu unerheblich, um dem 
Almanach Eintrag thun zu können; überdies ſind ſie bei den folgenden 
Jahrgängen leicht zu vermeiden. Wir können daher nicht unihin, das Buch 
als ein ſchr brauchbares zu empfehlen. Der Preis iſt bei der ſoliden und 
ſaubern Ausſtattung ein ſehr mäßiger. 


dem Kaufmann 


Re Ile. 


einer als juriſtiſche Perſon conſtituirten Actiengeſellſchaft nach 
Ablauf des ihrer Dauer geſetzten Endter mins. 

Im Jahre 1846 conſtituirte ſich in Bremen unter dem Namen 
„Theaterunternehmungsverein“ eine Actiengeſellſchaft zu dem Zwecke, um in 
diefer Stadt eine gute Bühne zu ſchaffen und zu erhalten. Die Dauer des 
Vereins ward ſtatutengemäß auf 5 Jahre feſtgeſetzt, vor deren Ablauf die 
Generalverſammlung zu entſcheiden haben ſollte, ob der Verein zu prolon⸗ 
giren oder aufzulöſen ſei. Jeder Theilnehmer verpflichtete ſich im Voraus 
für die 5 Jahre zu einem im Juli jedes Jahres zu zahlenden Einſchuſſe. 
Der fo conſtituirten Geſellſchaft ward auf ihr Anſuchen vom Senate die 
Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon für die Zeit ihres Beſtehens beigelegt. 

Bekanntlich hat die nur durch den Staat mögliche Verleihung der juri 
ſtiſchen Perſönlichkeit an eine Geſellſchaft die Wirkung, daß nicht mehr die 
einzelnen Mitglieder das Subject derſelben bilden, ſondern das ideelle Ganze 
das rechtliche Subject aller Rechte und Verbindlichkeiten wird und mithin 
der Einzelne nach Außen hin nicht als obligirt oder berechtigt erſcheint, ſon⸗ 
dern nur der Geſellſchaft ſelbſt gegenüber, je nach den Normen, welche 
darüber die Ordnung der Geſellſchaft vorſchreibt. Die Beziehung des Ein- 
zelnen nach Außen hin wird ſomit von einer unmittelbaren zu einer blos 
mittelbaren, indem die Geſellſchaft als ideelle Perſönlichkrit dazwiſchen ſteht. 
Rechte und Pflichten der Einzelnen hören daher gemeiniglich mit dem Er⸗ 
löſchen der juriſtiſchen Perſon auf, denn mit ihr iſt das vermittelnde Sub⸗ 
ject verſchwunden. 

Die Geſchäfte des Theaterunternehmungsvereins gingen nicht in er⸗ 
wünſchter Weife, und ſchon im Jahre 1848 ſah fie ſich genöthigt, ihre In⸗ 
ſolvenz anzuzeigen. Das eingeleitete Debitverfahren führte zu einem Accorde, 
und mit Hülfe der im Juli 1848 fällig gewordenen Einſchuſſe wurden den 
demſelben beigetretenen Creditoren 30 % ihrer Forderungen ausbezahlt und 
darauf zu Beginn des Jahres 1850 das Debitverfahren aufgehoben. An 
eine Fortſetzung der Geſellſchaft ward unter ſolchen Umſtänden nicht gedacht, 
vielmehr glaubten die Mitglieder dieſelbe ſchon mit Eröffnung des Debit⸗ 
verfahrens aufgehoben, und das erwählte Comité betrachtete mindeſtens mit 
Beſtäligung und Erfüllung des Accordes alle feine Functionen Namens der 
Geſellſchaft für beendet. 

Nach Bremiſchem Rechte werden nun in Folge eines Accordes, wie des 
hier abgeſchloſſenen, die Klagerechte der Renitenten (d. h. der dem Accorde 
nicht beigetretenen Gläubiger) drei Jahre lang ſuspendirt. Nach deren Alb» 
lauf erwachen ſie zu voller Kraft. Hierauf geſtützt wurde einer der Neni⸗ 
tenten im Jahre 1853 wegen einer Forderung an die Geſellſchaft aus dem 
Jahre 1847 gegen deren ehemaliges Comité klagbar. Die Beklagten wei⸗ 
gerten ſich, der Klage nachzukommen, weil die Geſellſchaft, als deren Ver⸗ 


treter fie in Anſpruch genommen würden, gar nicht mehr eriſtire, ſomit alfo 


Perpflichtungen 


auch ihre Eigenſchaft als Vertreter derſelben längſt aufgehört habe. Der 
Contrahent, behauptete ſie, der ſich vormals dem jetzigen Kläger obligirt 
habe, fei verſchwunden, und ſomit das Klagrecht des letztern ein illuſoriſches 
geworden, denn ein Beklagter fehle. Dieſes Erlöſchen der obligirten Per- 
ſönlichkeit und ſomit insbeſondere auch die Aufhebung des ſie vertretenden 
Comitèés war ihrer Anſicht nach entweder 

1) mit dem Eintritt des Debitverfahrens, jedenfalls aber doch eventuell 

2) mit dem Jahre 1851, d. h. mit dem Ablauf der für das Beſtehen 
der Geſellſchaft vorausbeſtimmten 5 Jahre geſchehen. 

Das Gericht trat jedoch dieſer Anſicht nicht bei, und zwar wies es die 
principale Aufſtellung der Beklagten einfach aus dem Grunde zurück, 
weil mit dem Eintritt des Debitverfahrens die Functionen der Geſellſchaft 
und des fie vertretenden Comités keineswegs aufhörten; der Schuldner, welcher 
im ganzen Laufe des langwierigen Debitverfahrens mit den Gläubigern ver⸗ 
handelte, der mit der Mehrheit derſelben den Accord abſchloß, und gegen 
den die nicht beigetretene Minderheit nach Beſtätigung des Accordes ein drei 
Jahre lang nur quiescirendes Klagrecht ſich conſervirt glauben mußte, war 
und konnte Niemand anders fein, als die Geſellſchaft, und das in dem De: 
bitverfahren mit den Gläubigern verhandelnde Comité konnte eben nur 
Namens und als Vertreterin der Geſellſchaft verhandeln. 

Ebenſowenig könne die eventuelle Aufſtellung der Beklagten für 
haltbar gelten. Wäre die Anſchauung, auf welche fie gegründet, die richtige, 
fo würde man zu dem unnatürlichen Nefultate kommen, daß nachdem der 
Verein bis zum Jahre 1851 gültig hatte fortagiren, Vermögen erwerben 
und Verbindlichkeiten contrahiren können, mit einem Tage plötzlich, ohne 
daß ein Beſchluß über die Auflöſung vorlag und nur eine Prolongation 
nicht erfolgt war, die Activa herrenlos geworden wären, und alle Obligations⸗ 
verhältniſſe gewiſſermaßen in der Luft geſchwebt hätten, weil für die Forde⸗ 
rungen ein Gläubiger, für die Verpflichtungen ein Schuldner plötzlich nicht 
mehr exiſtirte. Eine ſolche abnorme Folge wird nun auch in der That, wie 
in den Entſcheidungsgründen nachgewieſen wird, durch die Natur des hier 
vorliegenden Rechtsgeſchäftes nicht gerechtfertiget. Denn wenn auch die 
Eigenſchaft der hier fraglichen Actiengeſellſchaft als einer juriſtiſchen Perſon 
die Wirkung hat, daß direct und unmittelbar nur die juriſtiſche Perſon ſelbſt 
den Gläubigern haftet, und die einzelnen Theilnehmer nur mittelbar, ſoweit 
ihre Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft reicht, ſo liegt doch, und eben des⸗ 
halb, der Geſellſchaft und ihren Vertretern die Verpflichtung ob, von den 


einzelnen Theilnehmern je nach ihrem Obligo die Einzahlungen der für Be, 
richtigung der Schulden der Geſellſchaft erforderlichen Gelder in die Vereins“ 
kaſſe zu begehren. «| 

Im Falle der Auflöfung eines Vereins oder einer Acſtiengeſellſchaft, fa 
es nun, daß ſolche ausdrücklich durch einen Beſchluß ausgeſprochen wird, 
oder mit dem Ablaufe der Zeit, für welche der Verein errichtet war, eintritt, 
muß alsdann nothwendig, um den Gläubigern gerecht zu werden, eine Lie 
quidation eintreten, die nur von dem Verein ſelbſt oder deſſen Vertretern 
vorgenommen werden kann. Es liegt kein Grund vor, weshalb in Betreff 
ſolcher Liquidationspflicht aller Actienvereine die Eigenſchaft eines Vereins 
als juriſtiſche Perſon eine Ausnahme machen ſollte. In beiden Fallen haf⸗ 
ten die Actionäre den Gläubigern des Vereins aus ihren zu leiſtenden Ein⸗ 
ſchüſſen, und wenn auch bei letzteren die Haftungspflicht der Actionäire nur 
eine indirecte iſt, ſo iſt doch kein Grund erſichtlich, weshalb ſie ihrer Ver⸗ 
bindlichkeit den Gläubigern gegenüber anders als durch ihre Einſchüſſe nach 
Maßgabe des übernommenen Obligos entledigt werden können. Gerade die 
Nothwendigkeit, den Gläubiger gerecht zu werden, bringt es mit ſich, daß 


auch der Verein fo lange im Liquidationsverfahren feine Wirkſamkeit fort ⸗ 


ſetzen muß, wie ſolches die Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeiten 
nach Maßgabe der ihm zu Gebote ſtehenden Mittel erheiſcht, d. h. bis er 
von ſeinen Theilnehmern die Beiträge eingezogen hat, die den Gläubigern 
verhaftet ſind; es ſei denn, daß ein formell beendetes Liquidationsverfahren 
auch den Gläubigern gegenüber die vollſtändige Erlöͤſchung des Vereins 
nach ſich ziehen konnte. 

Im vorliegenden Falle aber hatte eine Liquidation in keiner Weiſe 
ſtattgefunden, denn durch den Accord geſchah nur eine vertrags mäßige 
Abfindung eines Theils der Gläubiger des Vereins. * 

Eine Berufung des beklagten Comité darauf, daß alle Mittel, die etwa 
zur Befriedigung der Gläubiger verwandt werden könnten, durch das Debit⸗ 
verfahren ganzlich erſchöpft ſeien, konnte natürlich nicht berückſichtigt werden, 
da die Einwendung der Mittelloſigkeit des Schuldners erſt im Executions“ 
verfahren zur Frage kommt. Zudem hatte ſich der Kläger noch ausdrücklich 
darauf berufen, daß ſobald nur die vierte und fünfte Quote, nämlich für 
die Jahre 1849 und 1850, von den Theilnehmern eingezogen würde, hin⸗ 
reichende Geldmittel zur Befriedigung aller noch unbefriedigten Renitenten 
vorhanden ſein würden. 


Verſicherungsweſen. 


Zur Rückverſicherungsfrage. 

Der in Nr. 158 angeregte Gedanke, eine Super Maximum- Verſiche⸗ 
rung, durch welche die Verſicherungs⸗Geſellſchaften in den Stand gefegt 
fein ſollen ihr „Niſico an einem Orte“ auf eine gewiſſe Summe zu be⸗ 
ſchränken, indem ſie für einen daſſelbe überſchreitenden Schaden, durch eine 
das plus rückverſichernde Geſellſchaft gedeckt ſind, wird in Nr. 160 als 
unausführbar, gefährlich und zwecklos bezeichnet. Es mag eine oder die 
andere dieſer Bezeichnungen ſich vielleicht beweiſen laſſen, daß aber die in 
Nr. 160 angeführten Gründe hiezu nicht hinreichen, zeigt deren Prüfung. 

Unausführbar wird dort die Sache genannt, weil jeder Gradmeſſer der 
Gefahr mangelt, wonach die der Rückverſicherungs⸗Geſellſchaft zuſtehende 
Prämienquote geſchätzt werden könnte. 

Dieſer Gradmeſſer fehlte aber bei allen Verſicherungen gegen Zufallig- 
keiten wie Feuer:, Hagel- und Transportgefahr. Es bedurfte Jahrzehnte, 
um durch die Erfahrung ein Geſetz des Zufalles ausfindig zu machen und 
die große Verſchiedenheit der Prämientarife, der Umſtand, daß manche Ge⸗ 
ſellſchaft mit hohen Prämien geringe, manche mit niedrigen Prämien große 
Dividenden vertheilt, beweiſt zur Genüge, daß das gefundene Geſetz noch 
kein abſolutes fe. Der Gradmeſſer für die Prämie der angeregten Rück⸗ 
verſicherung wird daher, wie bei anderen Verſicherungen, zu ermitteln ſein, 
d. h. er wird nicht mit mathematiſcher Gewißheit berechnet, ſondern nur 
durch die Convenienz der Rückverſichernden und der Rückverſicherungſuchen⸗ 
den Geſellſchaft feſigeſtelt werden können. Erſtere, die wir A. nennen 
wollen, wird abſchätzen wie viel es ihr werth iſt, nicht mehr als z. B. eine 
Million auf einmal zu riſkiren, letztere, die wir B. nennen wollen, wird ab⸗ 
ſchäzen zu welchen Bedingungen und zu welchem Preiſe fie wahrſcheinlich 
einen Gewinn hat, wenn ſie der A. die verlangte Sicherheit gewährt. 
Wir würden z. B. Yo pr. Mille durchſchnittliche Jahresprämie für die 
Verſicherung der zweiten Million, in jeder der 1000 preußiſchen Städte als 
ein für den Rückverſichernden ſehr einträgliches Geſchäft betrachten, da 
wenn in jeder Stadt eine ſolche Million Thlr. rückverſichert wäre, alle 10 
Jahre ein Brand, wie der zu Memel, ſich wiederholen könnte, was befannt- 
lich nicht der Fall iſt. Unſinnige Unternehmungen, wie die Biberſche in 
Hamburg war, und wie alle auf ein kleineres Gebiet beſchränkte Verſiche⸗ 
tungsfocietäten find, werden wahrſcheinlich keine B. finden, denn auch Ieptere 


werden in ihrem Capital die Grenze des auf einem Flecke zu übernehmen⸗ 
den Riſicos erblicken. Wenn aber aus der Biberſchen Angelegenheit ein 
Schluß auf das vorgeſchlagene Rückverſicherungsſyſtenn gewagt werden will, 
ſo würde es nur zu deſſen Gunſten geſchehen können. Angenommen, Biber 
hätte bei 5 Rückverſichungsgeſellſchaften, jede mit 3 Mill. Thlr. Capital, 
verſichert gehabt, bei jeder mit einer Million, wovon die erſte nach Verluſt 
der erſten Million, die zweite nach Verluſt der 2. Million u. ſ. w. einzu» 
treten gehabt hätte, fo würde er ſeine Verbindlichkeiten zu erfüllen im Stande 
und keine Rückverſicherungs⸗Geſellſchaft ruinirt geweſen ſein. 

„Gefährlich“, nennt der Herr Gegner dieſe Art Rückverſicherung, weil 
fie die Anſtalten deranlaſſen könnte, mit weniger Vorſicht als bisher in den 
Tag hinein zu wirthſchaften, dies ſcheint uns aber eine darum unbegründete 
Befürchtung, weil jede Geſellſchaft ebenſo gerne vermeidet eine Million als 
zwei Millionen zu verlieren und weil tauſend Mal mehr Wahrſcheinlichkeit 
vorhanden iſt, daß ein Brand, ſo groß er ſein mag, erſtere Summe als 
die letztere erreicht uud daher die Unvorſichtigkeit von A. und nicht von B. 
zu bezahlen iſt. 

„Zwecklos“ fol der Vorſchlag darum fein, weil bei ſoliden Geſellſchaf⸗ 
ten die ſelbſterworbenen Reſervefonds die Stelle eines Rückverſicherungsfonds 
vertreten und weil zwiſchen den Geſellſchaften Rückverſicherungsverträge be⸗ 
ſtehen, und zwar für einen Theil aller von einer Geſellſchaft an gewiſſen 
Platzen gezeichneten Polizen, 

Was nun die Reſervefonds betrifft, ſo iſt es einleuchtend, daß dieſelben 
erſt nach vielen glücklichen Geſchäftsjahren eine Bedeutung erlangen können, 
und es iſt nicht die Solidität der Grundfäge allein, ſondern das Alter 
einer Geſellſchaft, welches deſſen Größe beſtimmt. Das Alter kann aber 
nicht anticipirt, es muß abgewartet werden und mit dem Alter einer Geſell⸗ 
ſchaft vermehrt ſich auch die Summe ihrer Riſicos. In wie ferne bei den 
alten Geſellſchaften die Reſervefonds bereits eine Höhe erreicht haben, welche 
unſere Art Rückverſicherung als nutzlos erſcheinen laſſen, iſt nicht zu ermit⸗ 
teln, denn dieſe alten Geſellſchaſten, namentlich die vom Gegner angeführte 
Colonia und Aachen⸗Münchener Geſellſchaft, liefern die allerunklarſten Ab- 
rechnungen und werfen Capital und Prämienreſerve in einer unlösbaren 
Weiſe untereinander, obgleich erſtere als Rückverſicherungsfond nicht in Be⸗ 
tracht kommen kann. Was die Rückverſicherungsverträge zwiſchen den ver⸗ 
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„ ſchiedenen Geſellſchaften betrifft, fo beziehen ſie ſich in der Regel nur dar⸗ 


n rere eee eee 
— 


auf, daß, wenn ein zu, verſicherndes Objekt (3. B. ein Waarenlager) das Maxi⸗ 


mum, welches ſich eine Geſellſchaft für eine Polize geſtellt hat, (3. B. 
50,000 ) überſchreitet, das plus einer andern Geſellſchaft zu den von 
der erſten abgeſchloſſenen Bedingungen übertragen wird und im Falle eines 
Unglücks jeder im Verhältniß den Schaden trägt, d. h. wenn z. B. die 
Verſicherungsſumme 75,000 %, die Rückverſicherungsſumme 25,000 der 
Schaden 30,000 iſt, fo hat die erſte Geſellſchaft 20, die rückverſichernde 
10,000 4% zu bezahlen. Gerade dieſe Art Rückverſichetung iſt aber ziemlich 
zwecklos, denn fe erleichtert den Schaden meiſtens, wo er nicht über die 
Kräfte einer Geſellſchaft geht und ſchützt nicht dagegen, daß bei einem 
Brande wie in Memel, eine Reihe von Schäden, von welchen vielleicht 
keiner die Polizen über das Maximum trifft, eine Geſellſchaft ruiniren. 

Alle Rechenſchaftsberichte der Verſicherungs⸗Geſellſchaften zuſammenge⸗ 
halten, beweiſen, daß die Rückverſicherungsprämien faſt in jedem Jahre die 
von den Rückverſicherern bezahlten Schäden bedeutend überſteigen und aus 
den Zweifeln, welche, von Fachmännern ſelbſt, über die Zahlungsfahigkeit 
mancher, bei dem Brande in Memel betheiligten Geſellſchaften, ausgeſprochen 
wurden, geht die Unzulänglichkeit des gegenwärtigen Rückverſicherungsſyſtems 
hervor, denn von allen dieſen Geſellſchaften werden demſelben jährlich bedeu 
tende Summen geopfert, ohne daß ſie gegen entnervende Schäden geſichert 
ſind, wenn auch jene Zweifel in Memel fich eben ſo wenig beſtätigen, als 
die Zahlen, welche Gegner als den Schadenantheil der einzelnen Geſellſchaf⸗ 
ten anführt. 

— Von der Assicurazioni generali in Trieſt wird jetzt endlich der 
nachfolgende Bericht veröffentlicht, nach welchem die Beſitzer des kürzlich er⸗ 
ſchienenen Jahrbuches für Volkewirthſchaft und Statiſtik von Otto Hübner 
die bezüglich dieſer Anſtalt gemachten Angaben zu ergänzen belieben. 

A. Zweiundzwanzigſte Bilange der k. k. priv. Aſſicurazioni in Frieſt über 
die Operationen des Jahres 1853, mit Ausnahme der Verſicherungen auf das 
Leben des Menſchen. 

Vortrag des laut Bilanze 1852 aufbewahrten Be⸗ 


trages der Feuerverſicherungs⸗Prämie für nach: Gulden kr. 

nachfolgende Jahre ' 2 1,755,588 49 
Aufbewahrter Betrag derſelben Bilanze für angezeigte 

und nicht liguidirte Schäden 1 90,000 — 
Aufbewahrter Betrag derſ Iben Bilanze für Rückver⸗ 

icherungen der noch ſchwebenden Gefahren c 148,500 — 
Prämien Ertrag der im Jahre 1853 von den Di⸗ 


rectionen in Trieſt und Venedig und von deren 
Agentſchaften abgeſchloſſenen Verſicherungen von 
fl. 433,006,808: 42 in See⸗, Fluß⸗ und verſchie⸗ 


denen Land⸗Verſicherungs⸗Zweigen 2,533,478 36 


Zinſen⸗Erträgniß der auf Grundgüter verwendeten Gulden kr. 
Capitalien und der Portfeuille Effecten 204,354 15 
Davon ab, die den verſchiedenen Lebens⸗Verſicherungs⸗ 
Zweigen und den Aleſervefonds zufallenden Quoten 146,974 27 57,379 48 


Total⸗Einnahme 4,584,897 13 
1 Hievon find abzuziehen: 

Für 4756 bezahlte Schäden auf See⸗, Land⸗ und 
Flußverſicherungen nach Abzug der erzielten Erloſe 
und des Zuſchlags des Agioverluſtes auf die, die Ein⸗ 
nahme in klingender Münze überſteigenden Zahlungen 1,255,878 49 

Fur Mäklergebühren und Provifionen an die Agenten 
auf fammtliche im Jahre 1853 aufgenommenen 
Verſicherungen, dann für Stornirungen und Ruck⸗ 
verſicherungen von fl. 112,372,619 21 

angezeigte, noch nicht liguidirte Schäden 

Feuer⸗Verſicherungs⸗Prämien für nachfolgende Jahre 
nach Abzug der betreffenden Auslagen 

Gehalte der Angeftellten und Inſpectoren, Einkom⸗ 
menſteuer, Druck⸗, Mieth⸗, Reiſe⸗ und Porti⸗ 


827,964 24 
100,000 — 


1,937,189 46 


Spefen in Trieſt 5 44,199 55 
Gehalte der Angeſtellten und Inſpectoren, Einkom⸗ 

menſteuer, Druck⸗, Mieth⸗, Reife und Porti⸗ 5 

Speſen in Venedig 39,805 5 
den Netionären zukommende Intereſſen auf die 

urſprüngliche Einlage von 10% wie auch auf 

fl. 400,000 des Gewinſt⸗Reſervefonds 24/000 — 
Rückverſicherungen der noch ſchwebenden Gefahren 160,000 — 


4,389,037 59 
195,859 14 


Total⸗Ausgabe 


5 Verbleibt an Gewinn 
Emolumente den Directions-Gliedern und 


Cenſoren zukommend zei) 5,254 37 
Entfällt ein Netto⸗Gewinn 160,604 37 
Von dieſen entfallen 30% zum Reſervefonds mit 48,181, 22 
5 Erübrigen zur Vertheilung 112,423 15 

Der Gewinnſt⸗Reſervefonds im Jahre 1852 ſich belau⸗ \ 
fend auf fl. 396,690 : 21 

vergrößerte ſich durch die Reſerve vom Gewinne des oben⸗ 

erwähnten n ae 1853 48,181 22 
und Zinſen auf einen Theil deſſelben :e 7,7142 50 


fo zwar, daß nun der Reſervefonds ſich beläuft auf fl. 452,619: 33 

IB. Achtzehnte Bilanze der k. k. e in Trieſt im Zweige 
der Verſicherungen auf das Leben des Menſchen für die alleinige Abtheilung 
der Verſicherungen auf Ableben, des Geſchäftsfahres 1853. 


. Einnahmen. 
Vortrag des, laut voriger Bilanze zur Ausgleichung 
der einzugehenden, im Verhaltniſſe zum Alter der 


Verſicherten niedrigeren Prämien aufbewahrtenFonds 749,205 10 
Zinſen⸗Ertrag der Anlegung jenes Theils des Fonds, 
der nicht zur Zahlung der Paſſtva verfüglich ift 29,968 12 


Eingegangene Prämien im L ufe des Jahres 1853, 
für beſtehende und für im nämlichen Jahre auf⸗ 
genommene Verſicherungen auf Ableben, im Ge⸗ 
ſammtbetrage von fl. 6,331,890 : 57 verſicherter 
Sopitalien, und fl. 124,779 aſſecurirter jährlicher 


Renten nebſt bezüglichen Zinſen 348,586, 48 


Total⸗Einnahme 
Ausgaben. 
Druckſpeſen, Mäklergebühren, Provifionen an die 
Agenten, und Schäden, die ſich im gedachten Ge⸗ 
ſchäftsjahre ereigneten, ferner Einkauf von im 
Laufe geweſenen Polizen und Agiovenluſte auf die 
die Einnahmen in klingender Münze überſteigenden 
Zahlungen 
Aufbewahrter, nach den Tarifen der Geſellſchaft be⸗ 
rechneter Fond, zur ug des Unterſchiedes 
der, für die nicht verfallenen Polizen, in den nach⸗ 
folgenden Jahren einzugehenden, im Verhältniſſe 
zu dem jetzigen Alter der Verſicherten zu niedrigen 


1,127,760 10 


237,581 54 


Prämien 842,367 37 1,079,949 31 
6 Entfällt ein Gewinn von 47,810 39 
Hiervon 18% für Emolumente den Directions⸗Glie⸗ 
dern und Cenſoren mit 8,605 48 
0 Entfällt ein Netto⸗Gewinn 39,204 51 
Von dieſen kommen 30 % zum Reſervefond mit 11.761, 12 
Erübrigen zue Vertheilung 27,443 39 
Der laut voriger Bilanze in dieſer Abtheilung der Lebens⸗ 
Verſicherung gebildete Reſervefonds von fl. 120,807 : 1 
vergrößerte ſich im Jahre 1853 durch 38% des obenerwähnten 
Gewinnſtes um 11,761: 12 


Somit beläuft ſich der Reſervefond auf fl. 132,568 : 13 
. Fünfte Bilance der erſchöpften Leibrenten und zwar derjenigen, wovon 
die bezüglichen Leibrentner entweder während 1852-1853 mit Tod abgegangen 
ſind, oder bis zum 31. December 1853 in ſo viel Leibrenten⸗Beträgen eine größere 
Summa als das Capital nebſt den betreffenden Scalar⸗Zinſen bezogen hab en 
welches fie bei der Geſellſchaft zur Verſicherung derſelben Leibrenten erlegten 
oder ihre Polize ſtornirten. 
Einnahmen. 

Für fl. 15,363 : 3 mit 45 Verträgen zu Gunſten der 
in 1852—1853 hingeſchiedenen und ausgetretenen 
Perſonen verſich. Leibrenten, wurden fl. 174,655 : 11 
als Gapitaleinlagen, d. i, einmalige Prämien, ein⸗ 
genommen, welche ſich für die bezüglichen Scalar⸗ 
Zinſen bis Ende Decbr. 1853, rein von Speſen, 
um fl. 20,716 : 44 erhöhten, und ergaben demnach 
im Ganzen 0 A 

Fur fl. 1,881: 40 mit 7 Verträgen zu Gunſten von, 
wie oben, hingeſchiedenen Perſonen, verſſcherten 
Leibrenten, wurden fl. 17,477 : 45 ala Capitalein⸗ 
lagen, d. i. einmalige Prämien, eingenommen, 
welche ſich für die bezüglichen Scalar⸗Zinſen bis 
Ende December 1853, rein von Speſen um 
fl. 3658: 9 erhöhten, und ergaben demnach im Ganzen 

Für fl. 4250: 34 mit 18 Verträgen zu Gunſten von, 
am 31. December 1853 noch lebenden Perſonen, ver⸗ 
ſicherten Leibrenten, wurden fl. 33,290 : 52 einge⸗ 
nommen, welche ſich für die bezüglichen Scalar⸗ 
Zinſen bis Ende December 1853, rein von Speſen, 
um fl. 5223 : 14 erhöhten, und ergaben demnach 
im Ganzen 


195,371 55 


21,135 54 


38,514 6 
Total⸗Einnahme 

A Ausgaben. 

Bezahlte Penſtonen auf die 45 Verträge der 1. Cathe⸗ 
gorie nebſt Agioverluſt 


255,201 55 


133,736 48 

5 Latus: fl. 133,73 5 

Bezahlte Penſtonen auf die 7 Verträge der 2. 5 22901 37 en 

Bezahlte Penfionen auf die 18 Verträge der 3. Cathe⸗ 
gorie bis Ende Dechr. 1853 42,790 11 

Beſeitigtes Capital auf Grund der Tabellen der Ge⸗ 
ſellſchaft zur Deckung der jährlichen Leibrenten von 
fl. 4250 : 34, welche man in Folge der 18 Ver⸗ 
träge der 3. Cathegorie fortzahlen muß, indem das 
dafür von den Verſicherten eingelegte Capital nebſt 
den betreffenden Scalar⸗Zinſen durch die bis Ende 
December 1853 verabreichten Leibrenten völlig er⸗ 


ſchöpft wurde 26,472 22 


225,899 58 


fl. 29,121 57 
8,736 35 


Verbleibt an Gewinn 
Wovon 30 % dem Reſervefond entfallen 
Verbleibt an Gewinn zur Vertheilung fl, 20,385 22 
Der Reſervefond dieſer Verſicherungs⸗Abptheilung ſich im Jahre 
1851 belaufend auf fl. 68,443; 20 
vergrößerte ſich durch die Reſerve des obbeſagten Gewinnes um 8,736: 35 


und belief ſich ſomit am 31. December 1853 auf fi. 77,179 : 55 


— Nach den landräthlichen Berichten waren im Regierungsbezirk 


Königsberg 
gegen Hagelſchäden 
verſichert in den Kreiſen: 

1845 23,200 „ Königsberg, Fiſchhauſen, Heiligenſtädt, Holland, Memel. 

1846 54,500 » in obigen und in Kr. Eylau, Morungen, Oſterode, 
Lobiau. 

1847 263,000 „in obig. und in Neidenburg, Raſſenburg u. Gerdauen. 

1848 181,500 » in obigen ohne Neidenburg. 

1849 226,600 „kin obigen, Heilsberg und Welau. 

1850 229,600 » in obigen wie 1849. 

1851 269,300 » in obigen außer Welau. 

1852 242,200 „ desgl. außer Memel. 


Der Hagelſchaden der Verſicherten betrug: 


845 nichts es hagelte nur in nicht verſicherten Gegenden. 

1846 " ebenfalls. 

1847 235 6 nämlich 150% in P. Holland, 55 in Morungen, 30 
in Memel. 

1848 5,258 » in Morungen und Raſſenburg. 

1849 1,087 „in verſchiedene Kreiſen. 

1850 800 „ " 

1851 1,732 „ " 

1352 nichts es hagelte nirgends. 


Rechnet man, gewiß viel zu gering als jährliche Ernte 2 ' pr. Mor⸗ 
gen, ſo würden in dem Regierungsbezirk Königsberg mit 3,859,422 preuß. 
Morgen Gärten und Ackerland jährlich 1,7 18.844 2% zu verſichern fein, 
während in den obigen 8 Jahren die Verſicherung im Durchſchnitt nur 
186,237 a betrug. Die Landleute haben in dieſem Regierungsbezirk am 
meiſten verſichert nach einem hagelreichen Jahre. Die Verſicherungluſt ver⸗ 
minderte ſich, wenn ein Jahr ohne Hagel vorüber ging. 

Da die Geſammtverſicherungsſumme in den 8 Jahren 1,489,900 ag, 
die Geſammtentſchädigung 9112 %, oder der Jahresdurchſchnitt der Ver⸗ 
ſicherungen 186,237 „ und der Entſchädigungen 1139 4 betrug, ſo ſtellt 
ſich der durch Jahresprämien zu deckende Verluſt auf 18 Sgr. 418 Pf. von 
je 100 . 


— Die ſchleſiſche Feuerverſich erungsgeſellſchaft hat, wie die Dank⸗ 
ſagungen in öffentlichen Blättern beſtätigen, bereits ihren Verſicherten in 
Memel Zahlung geleiſtet. In den öffentlichen; Blättern iſt der Schaden, 
welchen dieſe Geſellſchaft erlitten, wie es ſcheint von Gegnern der Geſellſchaft 
und abſichtlich viel zu hoch angegeben. Dieſer Schaden ſoll, wie wir hören, 
nicht einmal die Summe von 300,000 erreichen. 


— Der neueſte Bericht der Aelteſten der Kaufmannſchaft zu Berlin 

jagt: „In ihrem gegenwärtigen Berichte haben namentlich die Berliniſche 
Feucrverſicherungsanſtalt und die neue Berliner Hagel-Aſſecuranz⸗Geſellſchaft 
wiederholt darüber Klage erhoben, daß die Verſagung der nach dem Geſetz 
vom 8. Mai 1837 vorgeſchriebenen Beſtätigung der Agenten durch die 
Verneinung der Bedürfnißfrage von Seiten der Localbehörden in einem 
ſolchen Maße geübt werde, daß ſich die preußiſchen Geſellſchaften von einem 
bedeutenden Theile des Gebietes, wofür fie doch conceſſionirt ſeien, geradezu 
ausgeſchloſſen ſehen. Ohne Agenten find Aſſecuranzgeſchäfte nicht zu bee 
treiben. Sie können nur unter der Vorausſetzung einigen Vortheil abwer⸗ 
fen, daß es den Unternehmern in jeder Weiſe möglich gemacht werde, die 
Gefahren zweckmäßig zu vertheilen, ſo daß eine Ausgleichung bewirkt wer⸗ 
den kann. Da nun überdies, wie ſchon in dem vorjährigen Berichte aus⸗ 
geführt worden, die vorgeſchrieben en Beſchränkungen des Ge⸗ 
ſetzes den beabſichtigten Zweck nicht erreichen, den Geſell⸗ 
[haften vielmehr den Lebens weg abſchneiden, fo iſt ihre Be⸗ 
ſeitigung dringend zu wünſchen und zwar dergeſtalt, daß jede vom Staate 
conceſſionirte Geſellſchaft die Berechtigung habe, an allen Orten, wo ſie es 
für zweckmäßig hält, Agenturen zu errichten, ohne dazu einer beſonderen 
Erlaubniß von der betreffenden Ortsbehörde zu bedürfen. Die Berliner 
Hagelverſicherungs⸗Geſellſchaft macht hierbei noch beſonders auf den Umſtand 
aufmerkſam, daß, wenn die Anſtellung der Agenten im Beginn der Ver⸗ 
ſicherungsperiode geſchieht, durch den entſtehenden Zeitverluſt ſowohl die Ge⸗ 
ſellſchaften als die Verſichernden oft in Nachtheil gerathen. Ueberdies läge 
bei der Hagelverſicherung kein Grund vor, um die Geſellſchaften ſelbſt oder 
deren Agenturen, ſowie die Verwaltung des Geſchäfts unter beſondere po⸗ 
litiſche Beaufſichtigung zu ſtellen, indem der Hagel ein Naturcreigniß ſei, 
das man nicht herbeiführen könne, noch ſei es möglich, ihm durch irgend 
ine Vorſichtsmaßregel zu entgehen.“ 
f 2 en wier nn der Aelteſten der Kaufmannſchafi ge- 
genüber auf den Inhalt unſerer früheren Aufſätze über das Conceſſions⸗ 
weſen hinzuweiſen und darauf aufmerkſam zu machen, wie wohlbegründet 
die uns von manchen Seiten ſo ſehr verübten Bemerkungen ſein müſſen, 
wenn ſelbſt die Aelteſten der Kaufmannſchaft zu Berlin die mit auffallender 
Aengſtlichkeit vermeiden, den leiſeſten Tadel gegen öffentliche Einrichtungen 
auszuſprechen, ſich in dieſem Punkte uns anſchließen. 


— Am 22. Oct. fand in Berlin eine für das deutſche Eiſenbahn⸗Perſonal n 
wichtige General⸗Verſammlung ſtatt, auf deren Ergebniß die Mitglieder des en 


über ganz Deutſchland verbreiteten großen berliner Sterbekaſſen⸗Vereins nicht 


wenig geſpannt waren. Nach dem vorliegenden Rechnungsabſchluſſe hatte 
die Einnahme vom 1. Jan. bis ult. Juni 1854 mit Einſchluß der aus 
dem Anlagekapitale erwachſenen Zinſen in Summa 4101 Thlr. 11 Sgr. 
6 Pf. betragen uod belief ſich die in Folge eingetretener Todesfälle erforder⸗ 
lich gewordene Ausgabe mit Hinzurechnung der Verwaltungskoſten auf 
1686 Thlr. 12 Sgr. 5 Pf., ſo daß ein Beſtand von 2414 Thlr. 29 Sgr. 
1 Pf. verblieb. Hierzu tritt der am Schluſſe des Jahres 1853 verbliebene 
Betrag von 8284 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf., ſo daß alſo das Vermögen des 
Vereins ſich auf 10,699 Thlr. 10 Sgr. 4 Pf. beläuft. Es muß dieſem 
Nachweiſe zufolge die Wirkſamkeit des Vereins als eine durchaus günſtige 
angeſehen werden. Den Hauptgegenftand der Berathung der Generalver⸗ 
ſammlung bildete die Frage über das Fortbeſtehen oder eventuell die Auf⸗ 
löſung des ganzen Inſtituts. Auf Grund des Geſetzes vom 30. April 1851 
über die Errichtung von Ausſteuer⸗ Sterbe⸗ und Wittwen⸗Kaſſen hatte die 
königl. Staatsregierung an die Geſellſchaft die Auffordernng ergehen laſſen, 
die Beſtätigung ihrer Statuten nachzufuchen. Nach Einreichung der letzteren 
erklärte demnächſt das Gouvernement, daß den Statuten, wie ſie vorgelegt 
worden, die Genehmigung nicht ertheilt werden könne, da die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe nicht lebensfähig ſei, und wurde unter Anderem verlangt daß die 
monatlichen Beiträge auf das Doppelte der bisher geleiſteten Beträge erhöht 
werden müßten. Demgemäß proponirte das Curatorium des Sterbekaſſen⸗ 
Vereins der Generalverſammlung, das monatliche Beitragsquantum, welches 
bisher 2½ Sgr. für jede 50 Thlr. Lebensverſicherung betragen hatte, auf 
4 Sgr. feſtzuſtellen. Nachdem ſich für die Annahme dieſes Vorſchlages 
unter den obwaltenden Umſtänden die große Mehrzahl der Vereins mitglieder 
erklärt hatte, erſcheint das fernere Beſtehen des Inſtitutes geſichert und wie 
die ſtaatliche Beſtätigung erhofft. 

„ Da bie Anſtalt jedoch auf einem falſchen Princip — gleiche Prämien 
für verſchiedene Alter und verſchiedene Gefahren — beruht, wird ſie einen 
gedeihlichen Fortgang wohl nicht haben. 


— Nach einer uns vorliegenden Zuſammenſtellung ſind in den preußiſchen 
Staatsbergwerken während des Jahres 1853 im Ganzen 134 beim Berg- 
bau beſchäftigte Perſonen verunglückt. 


ten 1, in böfen Wettern 18, durch Maſchinen 15, auf fonflige Weiſe 2% 
in Braunkohlen-⸗Bergwerken 10, und zwar durch Steinfall 6, in Schächten 
3, durch Maſchinen 13 in Erzbergwerken 27, und zwar durch Steinfall 13, 
in Schächten 5, in böſern Wettern 6, durch Maſchinen 1, auf ſonſtige 
Weiſe 2. Bei anderen Mineral⸗Gewinnungen verunglückten 8 Perſonen, 
und zwar durch Steinfall. Da die Zahl der Arbeiter in den Bergwerken 
überhaupt 76,519 betrug, fo kamen auf 1000 Arbeiter 175% Verunglückter. 
Die verhältnißmäßig wenigſten Unglücksfälle ereigneten ſich in den Erzberg⸗ 
werken, nämlich auf 1000 Arbeiter 1102, die mehrſten bei der Gewinnung 
von Dachſchiefern, Mühlſteinen, Bauſteinen ꝛc., nämlich auf 1000 Arbeiter 
2932, In Vergleichung mit dem vorhergehenden Jahre waren im Jahre 
1853 13,131 Arbeiter mehr in den Bergwerken beſchäftigt und fielen 30 
Unglücksfälle mehr vor. Nach den Oberberg ämtern gerechnet verunglückten 
in dem Diſtrikte Breslau 25, Halle 13, Dortmund 36, Bonn 58 und 
Rüdersdorf 2 Perſonen. (P. C.) 


— In Frankreich iſt durch Decret vom 25. Octbr. eine Hagelver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft mit feſten Prämien unter der Firma: Compagnie 
d'assurances générales à primes fixes contre la grele autorifirt 
worden. 

— Die Zahl der franzöſiſchen Actien-Geſellſchaften für Feuerverſicherung 


iſt durch eine neue, le Midi compagnie d'assurances A prime contre 
lincendie vermehrt worden. 


Berichtigung. 
In Nr. 160 muß geleſen werden: 
Seite 697 — 1. Spalte Zeile 52: 190,000 fl. oder nicht ganz 2¼ 9% 
anſtatt: 149,000 „ „ „ „ 2% 
„ 698 — l. Spalte Zeile 9: Cacao 
anſtatt: Zucker, 
— 1. Spalte Zeile 12: Paris 
anſtatt: Turin, 
„ 704 — 1. Spalte Zeile 19: 1598 
anſtatt: 1798. 
— ——— 
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Druck von C. Schünemann. 


Hiervon verunglückten in Stein⸗ 
kohlen⸗Bergwerken 89 Perſonen, und zwar durch Steinfall 36, in Schäch⸗ | 


